
Brigade des Angeklagten als Beauftragter des Kollektivs 
aufgetreten war, wies Herrmann nach, daß durch solche 
Formen der Mitwirkung von Werktätigen am Straf­
verfahren die organisierende Rolle des Strafrechts bei 
der Kriminalitätsbekämpfung weiter entwickelt wer­
den kann.
Abschließend kann gesagt werden, daß die Tagung 
wesentliche Bedeutung für die weiteren Arbeiten am

StGB-Entwurf hatte. Sie lenkte die abschließenden 
Arbeiten auf die Hauptfragen und trug zu deren theo­
retischer Klärung bei. Es kommt jetzt darauf an, die 
eigenen Arbeitsergebnisse zu überprüfen und die Dis­
kussion in den Unterkommissionen mit dem Ziel 
weiterzuführen, den Entwurf so zu gestalten, daß er 
in allen seinen Teilen die gesellschaftliche Funktion des 
Strafrechts voll zum Ausdruck bringt.

WALTER MULL ER, Oberassistent in der Abteilung Völkerrecht
der Deutschen Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“
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Die Bedeutung der militärischen Neutralität
für die Lösung der nationalen Frage in Deutschland

(Schluß)*

Gewährleistung der friedlichen Koexistenz
in den Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten
Wir haben gezeigt: Die Ausschaltung jeder Androhung 
oder Anwendung rechtswidriger Gewalt in den inter­
nationalen Beziehungen, die Sicherung des Friedens 
und die Herstellung friedlicher Beziehungen zu allen 
Völkern ohne Teilnahme an Maßnahmen oder Verein­
barungen zum Zwecke der militärischen Verteidigung 
des Friedens bilden den generellen Inhalt der militäri­
schen Neutralität auf Grund der in der Satzung der 
Vereinten Nationen fixierten Prinzipien des allgemein 
verbindlichen Völkerrechts. Die Verwirklichung der 
militärischen Neutralität in Deutschland würde die 
Ausschaltung der mit der Herrschaft des Imperialismus 
und Militarismus verbundenen Atomkriegspolitik und 
friedliche internationale und normale Beziehungen vor 
allem zur DDR sicherstellen. Das läge zugleich im 
Interesse der endgültigen Lösung der nationalen Frage 
in Deutschland im Prozeß der ungestörten Entfaltung 
des friedlichen Wettbewerbs der beiden in Deutschland 
bestehenden sozial-ökonomischen Systeme. Die Anwen­
dung der militärischen Neutralität in Deutschland wäre 
gleichbedeutend mit der Beseitigung sämtlicher aggres­
siver, antinationaler, politischer und insbesondere mili­
tärischer Maßnahmen, mit deren Hilfe der deutsche 
Imperialismus und Militarismus heute seine Herrschaft 
aufrechtzuerhalten und die Ergebnisse des zweiten Welt­
krieges zu liquidieren sucht. Sie würde die Einstellung 
jeglicher bewaffneten oder unbewaffneten Einmischung 
der westdeutschen Imperialisten in die inneren Angele­
genheiten der um ihre Befreiung kämpfenden Völker, 
der Mitwirkung an aggressiven Handlungen dritter 
Mächte, der Kriegsmateriallieferungen zu aggressiven 
Zwecken, der Zulassung des Werbens von Fremden­
legionären usw. bedeuten. Die Beendigung der gegen 
fremde Völker und die DDR gerichteten Aggressions­
politik sowie der Herstellung friedlicher Beziehungen 
zu allen Ländern und vor allem zur DDR im Prozeß der 
Überwindung der Herrschaft des Imperialismus und 
Militarismus in Westdeutschland ist die gegenwärtig 
wichtigste Aufgabe im Kampf um die Verwirklichung 
des Selbstbestimmungsrechts des deutschen Volkes auch 
in Westdeutschland.
Die Anwendung der Prinzipien der friedlichen Koexi­
stenz in den Beziehungen zwischen beiden deutschen 
Staaten ist der einzige Weg ihrer Verständigung und 
Annäherung. Die Ausschaltung der Bedrohung der DDR 
durch die Imperialisten und Militaristen in Westdeutsch-

* Der erste Teil dieses Beitrags ist in NJ 1961 S. 802 ff. ver­
öffentlicht.

land und die Normalisierung der Beziehungen West­
deutschlands zur DDR, in der die grundlegende histo­
rische Aufgabe der ganzen Nation gelöst ist, ist unter 
den gegenwärtigen Bedingungen die zentrale Aufgabe 
des Kampfes gegen den deutschen Imperialismus und 
Militarismus. Nur so kann die friedliche Entwicklung 
der ganzen Nation, die Verwirklichung ihres Rechts auf 
Selbstbestimmung, auf die Schaffung eines einheitlichen 
demokratischen Nationalstaates im Ergebnis des Sieges 
des Sozialismus im friedlichen Wettbewerb der beiden 
sozial-ökonomischen Systeme in ganz Deutschland ge­
sichert werden.
Um auf diesem Wege einen ersten Schritt zu erzielen, 
hat die Regierung der DDR auf Vorschlag des 14. Ple­
nums des Zentralkomitees der SED der Bonner Regie­
rung angeboten, ein Abkommen über ein Minimum an 
Maßnahmen der Sicherung des Friedens und der fried­
lichen Koexistenz abzuschließen. Es soll u. a. die Ach­
tung der Souveränität und territorialen Integrität in 
den gegenseitigen Beziehungen, die Markierung der 
Grenzen zur Vermeidung von Grenzkonflikten, die 
Unterstützung des Abschlusses eines Nichtangriffsver­
trages zwischen den Staaten des Warschauer Vertrages 
und der NATO und Verhandlungen über die Stellung 
der beiden deutschen Staaten zum Inhalt des deutschen 
Friedensvertrages zum Gegenstand haben. Dadurch 
würde zugleich die Gestaltung ihrer Beziehungen im 
Sinne einer Konföderation möglich17. Die Verwirk­
lichung des Gedankens der militärischen Neutralität in 
Deutschland würde die praktische Durchsetzung der 
Prinzipien der friedlichen Koexistenz in den Bezie­
hungen zwischen beiden deutschen Staaten sowie die 
Herstellung friedlicher Beziehungen Westdeutschlands 
zu allen Völkern sicherstellen. Jeder erste Schritt auf 
diesem Wege erweist sich zugleich als Schritt zur Ver­
wirklichung der militärischen Neutralität Deutschlands, 
dem

„vom Standpunkt der Interessen des deutschen Volkes 
wie der Interessen des Friedens in Europa ... ein­
zigen Ausweg“18 *.

Die Sicherung des Friedens in Deutschland durch die 
Überwindung der Herrschaft der aggressiven und re­

vanchistischen Kräfte in Westdeutschland auf dem spe­
zifischen Wege der Verwirklichung der militärischen 
Neutralität Deutschlands ergibt sich insbesondere aus 

der hierfür unerläßlichen Beseitigung der Kettung West­
deutschlands an die NATO, seiner Stellung als Satel-

17 vgl. Brief Otto Grotewohls an Adenauer vom 30. November 
1961, M> (Ausg. B) vom 3. Dezember 1961.
18 Der XXXL Parteitag der KPdSU und die Aufgaben in der
DDR, Bericht des Genossen Walter Ulbricht, Berlin 1961, S. 50.

94


